
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen 1. Juni 2023  

 
Mandantenbrief Juni 2023 

 
Sehr geehrte Mandanten, 
 
nachfolgend erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen 
möchte ich insbesondere hinweisen: 
 
Allgemein 
· Bundesrat billigt Smart-Meter-Gesetz 
· Kein Anspruch auf Zustimmung zur Errichtung einer Solaranlage auf dem Balkon 

 
Einkommensteuer 
· Besteuerung beim Verkauf einer Wohnung: Differenzierung bei „Nutzung zu eigenen 

Wohnzwecken“ 
· Veräußerung eines Miteigentumsanteils am Einfamilienhaus anlässlich Ehescheidung 

als privates Veräußerungsgeschäft steuerbar 
 

 
Mit freundlichen Grüßen 

 
 



 
Termine Steuern/Sozialversicherung Juni/Juli 2023 
Steuerart Fälligkeit 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidari-
tätszuschlag 

12.06.20231 10.07.20232 

Einkommensteuer, Kirchensteuer, Soli-
daritätszuschlag 

12.06.2023 entfällt 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszu-
schlag 

12.06.2023 entfällt 

Umsatzsteuer 12.06.20233 10.07.20234 

Ende der Schon-
frist obiger Steu-
erarten bei Zah-
lung durch: 

Überweisung5 15.06.2023 13.07.2023 
Scheck6 12.06.2023 10.07.2023 

Sozialversicherung7 28.06.2023 27.07.2023 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszu-
schlag 

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszu-
schlag sind zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den 

Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 
 
1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne Dauerfrist-

verlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeit-

raum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Fei-
ertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszu-
schläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am 
Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumnis-
zuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabeter-
min für die Beitragsnachweise. Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit 
(d. h. am 26.06.2023/25.07.2023, jeweils 0 Uhr) vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu be-
achten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage 
vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen 
Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
 

 

 

 

 

 

 



 

Allgemein 

Bundesrat billigt Smart-Meter-Gesetz 
In der Sitzung vom 12.05.2023 hat der Bundesrat das vom Bundestag beschlossene 
Gesetz zum Neustart der Digitalisierung der Energiewende gebilligt. Ziele des Ge-
setzes sind die unbürokratische und schnellere Installation intelligenter Strommess-
geräte - sog. Smart-Meter - und damit der Ausbau eines „intelligenten Stromnetzes“. 
Die Geräte sollen dabei helfen, Energie effizient und kostengünstig zu nutzen sowie 
das Stromnetz zu entlasten. 
Der Bundesrat hatte den ursprünglichen Gesetzentwurf der Bundesregierung in sei-
ner Plenarsitzung am 03.03.2023 beraten und hierzu umfangreich Stellung genom-
men. Die Kritikpunkte des Bundesrates griff der Bundestag in seinem Gesetzesbe-
schluss teilweise auf. Neben umfangreichen formalen Änderungen enthält er unter 
anderem Verbesserungen hinsichtlich des Smart-Meter-Einbaus in Mehrfamilienge-
bäuden. 

Das Gesetz wird nun über die Bundesregierung dem Bundespräsidenten zur Unter-
zeichnung zugeleitet. Es tritt am Tag nach Verkündung im Bundesgesetzblatt in 
Kraft. Den genauen Zeitpunkt bestimmt die Bundes-regierung, da sie die Verkündung 
organisiert 

WEG: Kein Anspruch auf Zustimmung zur Errichtung einer Solaranlage 
auf dem Balkon 
Einem Wohnungseigentümer steht kein Anspruch auf Zustimmung zur Errichtung 
eines Balkonkraftwerks zu. Dabei kommt es nicht darauf an, ob durch die bauliche 
Maßnahme der optische Gesamteindruck beeinträchtigt wird. So entschied das 
Amtsgericht Konstanz. 
Der Mieter einer Wohnung hatte mit Zustimmung seiner Vermieter (Eigentümer) an 
der Außenseite seines Balkons eine Mini-Solaranlage anbringen lassen. Das Modul 
war schwarz, hatte eine Fläche von 168 cm x 100 cm und war an einem Wechsel-
richter angeschlossen. Auf einer Eigentümerversammlung wurde mehrheitlich ein 
Beschluss gefasst, wonach das Balkonkraftwerk zu entfernen sei. Dagegen richtete 
sich die Klage der beiden Wohnungseigentümer. 

Das Gericht wies die Klage ab. Die Wohnungseigentümer haben keinen Anspruch 
auf Genehmigung der Mini-Solaranlage. Die übrigen Wohnungseigentümer müssen 
der Errichtung eines Balkonkraftwerks nicht zustimmen. § 20 Abs. 1 WEG enthält 
eine sog. Bausperre für bauliche Veränderungen ohne Zustimmung der Eigentümer. 
Eine solche Veränderung stellt die Montage der Photovoltaikanlage dar, ohne dass 
es auf einen Eingriff in die Substanz ankommt. Es kommt auch nicht darauf an, ob 
durch die bauliche Maßnahme der optische Gesamteindruck der Wohnanlage beein-
trächtigt wird. Ohnehin ist dies hier der Fall. Die Mini-Solaranlage ist erheblich wahr-
nehmbar. Es liegt eine relevante nicht unerhebliche Beeinträchtigung vor. Rechtspoli-
tische Erwägungen, so überzeugend sie sein mögen, genügen nicht. 

Einkommensteuer 

Besteuerung beim Verkauf einer Wohnung:  
Differenzierung bei „Nutzung zu eigenen Wohnzwecken“ 
Bei der „Nutzung zu eigenen Wohnzwecken“ i. S. d. Einkommensteuergesetzes ist 
zwischen einkommensteuerlich zu berücksichtigenden Kindern und dritten, ggf. auch 



 
unterhaltsberechtigten Personen, zu differenzieren. So entschied das Finanzgericht 
Düsseldorf.  
Wirtschaftsgüter werden von der Besteuerung als private Veräußerungsgeschäfte 
ausgenommen, die im Zeitraum zwischen Anschaffung oder Fertigstellung und Ver-
äußerung ausschließlich zu eigenen Wohnzwecken genutzt wurden. Überlässt der 
Steuerpflichtige die Wohnung nicht ausschließlich einem einkommensteuerlich zu 
berücksichtigenden Kind (oder mehreren einkommensteuerlich zu berücksichtigen-
den Kindern) unentgeltlich zur Nutzung, sondern zugleich einem Dritten, liegt keine 
begünstigte Nutzung des Steuerpflichtigen zu eigenen Wohnzwecken vor. 
Eine vom Steuerpflichtigen zu Unterhaltszwecken unentgeltlich bereitgestellte Woh-
nung wird dann nicht mehr (mittelbar) zu „eigenen Wohnzwecken“ (des Steuerpflich-
tigen) genutzt, wenn die Immobilie neben einem einkommensteuerlich zu berücksich-
tigenden Kind auch anderen - ggf. auch aufgrund bürgerlich-rechtlicher Vorschriften 
unterhaltsberechtigten - Angehörigen überlassen wird. Vor diesem Hintergrund führt 
auch die (Mit-)Nutzung durch ein weiteres, wegen seines Alters nicht (mehr) ein-
kommensteuerlich zu berücksichtigendes Kind dazu, dass die Wohnung insgesamt 
nicht mehr als zu eigenen Wohnzwecken des Steuerpflichtigen genutzt anzusehen 
ist. Daher waren zu Recht aufgrund der Veräußerung der Eigentumswohnung sons-
tige Einkünfte aus einem privaten Veräußerungsgeschäft zu berücksichtigen. 

Zinsen aus Abzinsung eines ratierlich gezahlten Kaufpreises als Einkünf-
te aus Kapitalvermögen 
Das Finanzgericht Köln entschied, dass der in den Kaufpreisraten enthaltene Zinsan-
teil Einnahmen aus Kapitalvermögen darstellt. Zu den Einkünften aus Kapitalvermö-
gen gehören Erträge aus sonstigen Kapitalforderungen jeder Art, wenn die Rückzah-
lung des Kapitalvermögens oder ein Entgelt für die Überlassung des Kapitalvermö-
gens zur Nutzung zugesagt oder gewährt worden ist. Dies gilt unabhängig von der 
Bezeichnung und der zivilrechtlichen Ausgestaltung der Kapitalanlage. 
Wenn ein zum Privatvermögen gehörender Gegenstand veräußert und die Kaufpreis-
forderung langfristig - länger als ein Jahr - bis zu einem bestimmten Zeitpunkt ge-
stundet wird, sind die geleisteten Zahlungen (Kaufpreisraten) in einen Tilgungs- und 
einen Zins- 
anteil zu zerlegen. Letzterer unterliegt als Ertrag aus sonstigen Kapitalforderungen 
der Einkommensteuer. Dies gilt auch dann, wenn die Vertragsparteien Zinsen nicht 
vereinbart oder sogar ausdrücklich ausgeschlossen haben. Die Gestattung langfristi-
ger Ratenzahlung zur Tilgung einer Schuld stellt eine Kreditgewährung durch den 
Gläubiger dar. Daran ändert auch die Vereinbarung einer Wertsicherungsklausel 
nichts, da die Aufteilung des Gesamtkaufpreises als der Summe der Ratenleistungen 
in den Kaufpreis als Gegenleistung und die Zinsen als Entgelt für die Kapitalnutzung 
vom Willen der Vertragschließenden unabhängig ist. Die Grundlage findet sich in § 
12 Abs. 3 Bewertungsgesetz, wonach unverzinsliche Forderungen, deren Laufzeit 
mehr als ein Jahr beträgt und die zu einem bestimmten Zeitpunkt fällig sind, abzuzin-
sen, d. h. in einen Kapital- und einen Zinsanteil aufzuteilen sind. Diese Vorschrift ist 
nicht abdingbar. Insoweit unterscheidet sich das Steuerrecht vom bürgerlichen 
Recht. 

Keine Steuerermäßigung für Aufwendungen für ein Hausnotrufsystem 
ohne Sofort-Hilfe  
Die Klägerin hatte ihre Wohnung mit einem Hausnotrufsystem ausgestattet. Der mit 
dem Anbieter geschlossene Vertrag beinhaltete jedoch lediglich die Bereitstellung 
des Hausnotruf-Geräts und einen 24-Stunden-Bereitschaftsservice. Das Finanzamt 



 
berücksichtigte die geltend gemachten Aufwendungen für das Hausnotrufsystem 
nicht als haushaltsnahe Dienstleistung. Das Finanzgericht gab der Klage allerdings 
statt.  
Der Bundesfinanzhof hielt die Entscheidung des Finanzamts für rechtmäßig. Die 
Steuerermäßigung nach § 35a Einkommensteuergesetz kann nur für haushaltsnahe 
Dienstleistungen in Anspruch genommen werden, die im Haushalt des Steuerpflichti-
gen erbracht werden. An letzterer Voraussetzung fehlt es hier, denn die Klägerin 
zahlt im Wesentlichen für die vom Anbieter des Hausnotrufsystems eingerichtete 
Rufbereitschaft sowie für die Entgegennahme eines eventuellen Notrufs. Die Rufbe-
reitschaft und die Entgegennahme von eingehenden Notrufen in der Servicezentrale 
sowie gegebenenfalls die Verständigung Dritter, damit diese vor Ort Hilfe leisten, er-
folgt außerhalb der Wohnung der Klägerin und damit nicht in deren Haushalt. 

Veräußerung eines Miteigentumsanteils am Einfamilienhaus anlässlich 
Ehescheidung als privates Veräußerungsgeschäft steuerbar 
Wenn der geschiedene Ehegatte im Rahmen der Vermögensauseinandersetzung 
anlässlich der Ehescheidung seinen Miteigentumsanteil an dem gemeinsamen Ein-
familienhaus an den früheren Ehepartner veräußert, kann der Verkauf als privates 
Veräußerungs-geschäft der Besteuerung unterfallen. So entschied der Bundesfi-
nanzhof. 
Ein steuerpflichtiges privates Veräußerungsgeschäft liegt laut Bundesfinanzhof vor, 
wenn eine Immobilie innerhalb von 10 Jahren angeschafft und wieder veräußert wird. 
Dies gilt auch für einen hälftigen Miteigentumsanteil, der i. R. der Vermögensausei-
nandersetzung nach einer Ehescheidung von einem Miteigentümer an den anderen 
veräußert wird. Zwar ist die Veräußerung einer Immobilie dann nicht steuerbar, wenn 
die Immobilie durchgängig zwischen Anschaffung und Veräußerung oder im Jahr der 
Veräußerung und in den beiden vorangegangenen Jahren zu eigenen Wohnzwecken 
genutzt wird. Ein in Scheidung befindlicher Ehegatte nutzt das in seinem Miteigentum 
stehende Immobilienobjekt aber nicht mehr zu eigenen Wohnzwecken, wenn er aus-
gezogen ist und nur noch sein geschiedener Ehegatte und das gemeinsame Kind 
weiterhin dort wohnen. Eine das Vorliegen eines privaten Veräußerungsgeschäfts 
ausschließende Zwangslage, wie z. B. bei einer Enteignung oder einer Zwangsver-
steigerung, lag hier nicht vor. Zwar hatte die geschiedene Ehefrau ihren Ex-Partner 
erheblich unter Druck gesetzt. Letztlich hat dieser aber seinen Anteil an dem Einfami-
lienhaus an seine geschiedene Frau freiwillig veräußert. 

Kein Abzug „finaler“ ausländischer Betriebsstättenverluste 
Der Bundesfinanzhof hat eine für international tätige deutsche Unternehmen wichtige 
Entscheidung getroffen. Danach können inländische Unternehmen Verluste aus ei-
ner im EU-Ausland belegenen Niederlassung nicht steuermindernd mit im Inland er-
zielten Gewinnen verrechnen, wenn nach dem einschlägigen Abkommen zur Ver-
meidung der Doppelbesteuerung für die ausländischen Einkünfte kein deutsches Be-
steuerungsrecht besteht. Das gilt nach Auffassung der Richter auch dann, wenn die 
Verluste im Ausland steuerrechtlich unter keinen Umständen verwertbar und damit 
„final“ sind (sog. finale Verluste). 
In dem entschiedenen Fall hatte eine in Deutschland ansässige Bank im Jahr 2004 in 
Großbritannien eine Zweigniederlassung eröffnet. Nachdem die Zweigniederlassung 
jedoch durchgehend nur Verluste erwirtschaftet hatte, wurde sie im Jahr 2007 wieder 
geschlossen. Da die Filiale nie Gewinne erzielt hatte, konnte die Bank die in Großbri-
tannien erlittenen Verluste dort steuerlich nicht nutzen. 



 
Der Bundesfinanzhof entschied, dass die Verluste auch in Deutschland nicht nutzbar 
sind, denn nach dem einschlägigen Abkommen zur Vermeidung der Doppel-
besteuerung unterliegen Betriebsstätteneinkünfte aus Großbritannien nicht der deut-
schen Besteuerung. Entscheidend sei dabei die „Symmetriethese“, nach der die ab-
kommensrechtliche Steuerfreistellung ausländischer Einkünfte sowohl positive als 
auch negative Einkünfte, also Verluste, umfasst. Wie die Richter nach Anrufung des 
Gerichtshofs der Europäischen Union weiter entschieden, verstößt dieser Ausschluss 
des Verlustabzugs auch im Hinblick auf sog. finale Verluste nicht gegen das Unions-
recht. 
 


